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Empfehlung

Die Clearingstelle EEG empfiehlt, die Frage des Empfehlungsverfahrens 2010/2 – So-
larstromanlagen auf Konversionsflächen aus wirtschaftlicher oder militärischer Nut-
zung im Sinne des § 32 Abs. 3 Nr. 2 EEG 2009 bzw. § 11 Abs. 4 Nr. 2 EEG 2004:

Unter welchen flächenbezogenen Voraussetzungen ist für Strom aus die-
sen Solarstromanlagen, die sich auf zur Errichtung der Anlagen im Be-
bauungsplan ausgewiesenen Flächen befinden, die EEG-Vergütung zu
zahlen ?

wie folgt zu beantworten:

1. Der Begriff der „Konversionsfläche aus wirtschaftlicher oder militärischer
Nutzung“ ist hinsichtlich der in Betracht kommenden Nutzungsarten wie
folgt auszulegen:

(a) Wirtschaftliche Nutzungen sind nicht nur gewerbliche und indus-
trielle, sondern insbesondere auch Flächennutzungen im Rahmen
der sog. staatlichen oder kommunalen Leistungsverwaltung (z.B. die
Nutzung von Flächen zum Betrieb von Schulen, Bibliotheken, Mu-
seen oder für die Bereitstellung von Infrastruktur wie Straßen, Plät-
zen und öffentlichen Bauten, von öffentlichen Verkehrsmitteln oder
öffentlicher Wasserversorgung), auch soweit sie in den Gemeindeord-
nungen als „nichtwirtschaftlich“ qualifiziert werden.

(b) Militärische Nutzungen sind alle Flächennutzungen durch Einhei-
ten, die mit der Landesverteidigung beauftragt sind, unabhängig da-
von, ob diese unmittelbar oder mittelbar im Zusammenhang mit
dem Verteidigungsauftrag stehen.

(c) Nicht erfasst sind alle Flächennutzungen, die dem ausschließlich pri-
vaten Bereich und der öffentlichen Eingriffsverwaltung zuzurechnen
sind.
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2. Voraussetzung für die Qualifizierung einer Fläche als Konversionsfläche
ist, dass der ökologische Wert der Fläche infolge der ursprünglichen wirt-
schaftlichen oder militärischen Nutzung schwerwiegend beeinträchtigt
ist. Die genehmigungsrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens ist dabei für
die Qualifizierung der Fläche als Konversionsfläche nicht vorgreiflich.
Vielmehr gilt ein EEG-spezifisches Anforderungsprofil.

3. Maßgeblich ist, ob sich der ökologische Wert der Fläche aufgrund der
spezifischen Vornutzung schlechter darstellt als vor dieser bzw. ohne die-
se Nutzung. Dabei ist der Zustand sämtlicher Schutzgüter der Umwelt
relevant.

4. Maßgeblicher Zeitpunkt für die Prüfung der Beeinträchtigung des ökolo-
gischen Werts der Fläche ist der Zeitpunkt des Beschlusses über die Auf-
stellung oder Änderung des Bebauungsplans. Veränderungen der Fläche
nach diesem Zeitpunkt sind irrelevant.

5. Die Prüfung der flächenbezogenen Voraussetzungen ist nicht auf die Auf-
stellflächen der einzelnen Solarstromanlagen zu beziehen, sondern viel-
mehr ist die Konversionsfläche in ihrer Gesamtheit in den Blick zu neh-
men. Dabei ist die Konversionsfläche diejenige Fläche, die innerhalb der
räumlichen Ausdehnung der ursprünglichen wirtschaftlichen oder mili-
tärischen Vornutzung auf der Grundlage des Bebauungsplans tatsächlich
einer Nachnutzung zugeführt wird. Es steht der Anlagenbetreiberin bzw.
dem Anlagenbetreiber dabei frei, auf die tatsächliche Nachnutzung zum
Zwecke der Solarstromerzeugung oder die ggf. auch zu anderen Zwecken
erfolgende tatsächliche Nachnutzung abzustellen.

6. Ist eine schwerwiegende Beeinträchtigung des ökologischen Werts nur für
Teile der tatsächlich einer Nachnutzung zugeführten Fläche gegeben, ist
von einer Konversionsfläche auszugehen, wenn der überwiegende Teil der
Fläche (d.h. mehr als 50 % der Fläche) eine solche Beeinträchtigung auf-
weist. Hierzu sind – durch einheitliche Merkmale gekennzeichnete – Teil-
flächen zu bilden, als beeinträchtigt oder unbeeinträchtigt zu qualifizieren
und einander gegenüberzustellen.

7. Bei Vorliegen eines oder mehrerer der folgenden Kriterien besteht eine
widerlegliche Vermutung dafür, dass der ökologische Wert der jeweils be-
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trachteten (Teil-) Fläche aufgrund der spezifischen Vornutzung schwer-
wiegend beeinträchtigt ist:

• Existenz von Altlasten i. S. d. § 2 Abs. 5 BBodSchG1 oder schädlichen
Bodenveränderungen i. S. d. § 2 Abs. 3 BBodSchG2 bzw. ein hinrei-
chender Verdacht einer Altlast oder einer schädlichen Bodenverän-
derung i. S. d. § 9 Abs. 2 Satz 1 BBodSchG, § 3 Abs. 4 BBodSchV,3

• Existenz bzw. ein hinreichender Verdacht für die Existenz von
Kampfmitteln,

• Versiegelungen der Bodenoberfläche, die mit einer schwerwiegenden
Beeinträchtigung der natürlichen Bodenfunktionen gemäß § 2 Abs. 2
Nr. 1 a), b) und c) BBodSchG4 einhergehen,

• Flächen mit einer infolge tagebaulicher Nutzung beeinträchtigten
Standsicherheit (z.B. Abbaugebiete und Kippenflächen aus dem
Braunkohleabbau, bei denen – ggf. auch nach Sanierung und noch

1Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17.03.1998, BGBl. I S. 502, zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 09.12.2004, BGBl. I S. 3214; § 2 Abs. 5 lautet wie folgt: „Altlasten im Sinne dieses Gesetzes
sind

(a) stillgelegte Abfallbeseitigungsanlagen sowie sonstige Grundstücke, auf denen Abfälle behan-
delt, gelagert oder abgelagert worden sind (Altablagerungen), und

(b) Grundstücke stillgelegter Anlagen und sonstige Grundstücke, auf denen mit umweltgefährden-
den Stoffen umgegangen worden ist, ausgenommen Anlagen, deren Stilllegung einer Genehmi-
gung nach dem Atomgesetz bedarf (Altstandorte),

durch die schädliche Bodenveränderungen oder sonstige Gefahren für den einzelnen oder die Allge-
meinheit hervorgerufen werden.“

2„Schädliche Bodenveränderungen im Sinne dieses Gesetzes sind Beeinträchtigungen der Bodenfunk-
tionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den ein-
zelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen.“

3Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung vom 12.07.1999, BGBl. I S. 1554, zuletzt geändert
durch Artikel 16 des Gesetzes vom 31.07.2009, BGBl. I S. 2585; § 3 Abs. 4 BBodSchV lautet wie folgt:
„Konkrete Anhaltspunkte, die den hinreichenden Verdacht einer schädlichen Bodenveränderung
oder Altlast begründen (§ 9 Abs. 2 Satz 1 BBodSchG), liegen in der Regel vor, wenn Untersuchungen
eine Überschreitung von Prüfwerten ergeben oder wenn auf Grund einer Bewertung nach § 4 Abs. 3
eine Überschreitung von Prüfwerten zu erwarten ist. Besteht ein hinreichender Verdacht im Sinne
des Satzes 1 oder auf Grund sonstiger Feststellungen, soll eine Detailuntersuchung durchgeführt
werden.“

4Natürliche Bodenfunktionen als „a) Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen, Tiere, Pflan-
zen und Bodenorganismen, b) Bestandteil des Naturhaushalts, insbesondere mit seinen Wasser- und
Nährstoffkreisläufen, c) Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen auf
Grund der Filter-, Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaften, insbesondere auch zum Schutz des
Grundwassers“.
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nach Entlassung der Fläche aus der Bergaufsicht – mit „Setzungen“
und Rutschungen zu rechnen ist),

• Aufrechterhaltung der speziellen gesetzlichen Aufsicht bzw. Überwa-
chung der zuständigen Behörde nach Einstellung des Betriebes einer
genehmigungsbedürftigen Anlage bzw. der Ausübung einer geneh-
migungsbedürftigen Tätigkeit, beispielsweise nach Immissionsschutz-
oder Bergrecht.

8. Folgende Indizien sprechen im Weiteren für eine schwerwiegende Beein-
trächtigung der Schutzgüter der Umwelt aufgrund der Vornutzung auf
der jeweiligen (Teil-) Fläche:

• Veränderungen des Bodens durch

– einen im Vergleich zum standorttypischen pH-Wert stark verän-
derten pH-Wert des Bodens,

– einen im Vergleich zum standorttypischen Humusgehalt stark
abgesenkten Humusgehalt des Bodens,

– eine im Vergleich zur standorttypischen Bodenfruchtbarkeit
stark abgesenkte Bodenfruchtbarkeit,

– Abfälle, Schadstoffe und sonstige im oder auf dem Boden befind-
liche Materialien, die aus der Vornutzung stammen (z.B. Trüm-
mer),

– künstliche Veränderungen der Erdoberfläche bzw. der Boden-
struktur, insbesondere weiträumige Bodenabträge, oder

– Bodenerosion,

jeweils sofern hierdurch eine schwerwiegende Beeinträchtigung der
natürlichen Bodenfunktionen gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 1 a), b) und c)
BBodSchG eingetreten ist;5

• eine unmittelbar bevorstehende oder noch nicht abgeschlossene star-
ke Anhebung des gegenwärtigen Grundwasserstandes mit möglichen
Folgen für die Standsicherheit des Geländes.

5Sofern diese Bodenveränderungen nicht schon als schädliche Bodenveränderung i. S. d. § 2 Abs. 3
BBodSchG Gegenstand der o. g. Kriterien ist, die eine widerleglichen Vermutung für eine schwer-
wiegende Beeinträchtigung des ökologischen Werts einer Fläche begründen.
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9. Bei Überschneidungen zwischen den verschiedenen Tatbeständen in § 11
Abs. 4 Nr. 1 bis 3 EEG 2004 bzw. § 32 Abs. 3 Nr. 1 bis 3 EEG 2009 kommt es
darauf an, wodurch die konkret in Anspruch genommene Fläche in ihrer
Gesamtheit geprägt ist. Von vornherein nicht angewendet werden die flä-
chenbezogenen Voraussetzungen für Solarstromanlagen, die sich an oder
auf baulichen Anlagen befinden, die vorrangig zu anderen Zwecken als
der Solarstromerzeugung errichtet worden sind, sowie bei Anlagen, die
sich auf Lärmschutzwänden oder Gebäuden i. S. v. § 33 Abs. 3 EEG 2009
bzw. § 11 Abs. 2 Satz 3 EEG 2004 befinden. Das hindert nicht, diese bau-
lichen Anlagen bzw. Gebäude bei der Prüfung der Beeinträchtigung des
ökologischen Werts der Fläche in ihrer Gesamtheit zu berücksichtigen.

10. Die Clearingstelle EEG rät Anlagenbetreiberinnen bzw. -betreibern und
Netzbetreibern, zur Klärung von Zweifelsfragen im Einzelfall einvernehm-
lich die Einleitung eines Votumsverfahrens oder eines Einigungsverfah-
rens bei der Clearingstelle EEG zu beantragen, um gerichtliche Auseinan-
dersetzungen zu vermeiden.
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